
Die Verwaltung 
enger mit den Massen 
verbinden!

Die Partei hat in Sachsen — wahrschein­
lich aber auch in anderen Landesorganisa­
tionen — bei der Wahl die leitenden An­
gestellten in die Dörfer geschickt, um Ver­
sammlungen abzuhalten und Sprechstunden 
durchzuführen. Ich habe in einer ganzen 
Reihe von Orten solche Sprechstunden 
durchgeführt und habe mich sehr ernsthaft 
mit der dortigen Kommunalpolitik beschäf­
tigt. Das Ergebnis war für mich über­
raschend.

Ich bin über den Mangel an Staatsbewußt­
sein und die Unkenntnis der Staatstheorie 
bei den Gemeindeangestellten in diesen 
Dörfern erschrocken.

Bei diesem mangelhaften Staatsbewußt­
sein und den mangelhaften Kenntnissen der 
marxistischen Staatstheorie ist es kein 
Wunder, wenn die Genossen Bürgermeister 
abgleiten, zum Teil zu einem gefügigen 
Werkzeug von klassenfremden, klassen­
feindlichen Elementen im Dorf werden. Mir 
scheint, hier liegt die Hauptschwäche. Hier 
muß man etwas tun. Hier liegt auch die 
große Schwäche bei der Durchführung un­
serer Gesetze. Ich weiß nicht, ob das in an­
deren Ländern auch so ist, aber wenn in 
Sachsen neue Gesetze herauskommen, wird 
zunächst gar nichts getan, sondern in der 
Verwaltung bis in die Landesregierung hin­
auf sagt man sich: „Abwarten, was die 
Durchführungsbestimmungen bringen.4' Die 
Durchführungsbestimmungen sollen das 
Exerzierreglement sein für die Durchfüh­
rung der Gesetze, nicht der politische Inhalt.

Wir führen beim Erscheinen eines Ge­
setzes, spätestens aber vierzehn Tage da­
nach, eine große Anzahl von Versamm­
lungen durch. Innerhalb von 14 Tagen haben 
wir uns zur Aufgabe gestellt, im Durch­
schnitt jedesmal 80 Versammlungen in 
Dresden durchzuführen, um dort mit den 
Menschen zu reden und sie mit dem demo­
kratischen Inhalt der Gesetze vertraut zu 
machen. Das gelingt uns auf eine solche 
Weise viel leichter, als wenn man mit all­
gemeinen Themen zu Versammlungen ein­
lädt. Auch die Anregungen, die wir dabei 
bekommen, sind sehr wertvoll, so daß wir 
zweifellos nun unsere Verwaltungsarbeit 
zur Durchführung dieser Gesetze erheblich 
verbessern können. Insbesondere werden 
auch die Angestellten gezwungen zu han­
deln, ohne die berühmten ersten, zweiten, 
dritten, vierten Exerzierreglements zur 
Durchführung dieser Gesetze in Händen zu 
haben.

Ich bin der Meinung, eine Berichterstat­
tungsversammlung, die von der Partei poli­
tisch nicht gründlich vorbereitet ist, kann 
nur eine fragwürdige Angelegenheit sein. 
Man kann sie der Verwaltung nicht allein 
überlassen. Die sogenannte Kleinarbeit soll 
von der Betriebsgruppe selbstverständlich 
nicht durchgeführt werden. Dafür haben 
wir als Verwaltung genügend Kräfte und 
Möglichkeiten, aber politisch sollte man 
auf die Hilfe der Parteibetriebsgruppe 
nicht verzichten. Mir scheint, es ist wichtig, 
daß die Betriebsgruppen sich ernsthaft mit 
solchen großen politischen Kampagnen be­
schäftigen, wie mit der Erklärung und 
Durchführung der Gesetze in diesen Bericht­
erstattungsversammlungen.

Aus der Diskussionsrede des Genossen
Walter Weidauer, Oberbürgermeister von

Dresden, auf der Kommunalpolit. Konferenz.

4. daß jeder Beschwerde der Bevölkerung von der Verwaltung nachgegangen wird, 
ihre Richtigkeit überprüft und Mängel abgestellt werden. Das gleiche trifft auf 
Vorschläge der Bevölkerung zu, die auf ihre Verwendungsmöglichkeit überprüft 
werden müssen,

5. daß Besichtigungen kommunaler Betriebe und Einrichtungen durch die Bevölkerung 
mit den dort Beschäftigten organisiert werden.

Ohne gute Parteiarbeit keine gute Verwaltungsarbeit

Wenn ich jetzt zum Abschluß meiner Ausführungen über die führende Rolle der 
Partei in den Verwaltungen und über die Arbeit der Betriebsgruppe der SED in den 
Verwaltungen spreche, möchte ich das, was in der vom III. Parteitag angenommenen 
Entschließung über diese Aufgaben gesagt wurde, an die Spitze stellen. In der Ent­
schließung heißt es:

„Es ist nicht die Aufgabe irgendwelcher Parteileitungen, die Funktionen 
staatlicher und wirtschaftlicher Organe zu übernehmen, sondern die Partei lenkt 
die Arbeit des Staatsapparates mit Hilfe der in diesem Apparat tätigen Mit­
glieder der Partei. Darum muß die Partei sehr wachsam sein, um die gefährlichen 
Tendenzen einer Loslösung verantwortlicher Funktionäre in Staat, Verwaltung 
und Wirtschaft von der Partei und von den Massen zu unterbinden. Unbedingt 
muß das leninistische Prinzip durchgesetzt werden, daß alle in der öffentlichen 
Verwaltung tätigen Parteimitglieder der Disziplin der Partei unterstehen und 
verpflichtet sind, diszipliniert die Beschlüsse der Partei durchzuführen. Unbedingt 
haben alle in der Verwaltung tätigen Parteimitglieder die Pflicht, in der Partei­
organisation mitzuarbeiten und sich am Parteischulungssystem zu beteiligen."

Wie steht es nun mit der Durchführung dieses Beschlusses? Zu dem ersten Satz 
in diesem Abschnitt der Entschließung müssen wir selbstkritisch feststellen, daß es 
uns noch nicht in genügendem Maße gelungen ist, die Arbeit des Staatsapparates 
mit Hilfe der in diesem Apparat tätigen Mitglieder unserer Partei zu lenken und zu 
leiten. Die Abteilungen Staatliche Verwaltung bei den Kreisleitungen, Landesleitungen 
und auch beim Zentralkomitee beschäftigen sich vollkommen ungenügend mit der 
Anleitung und Hilfe der Betriebsgruppen in den Verwaltungen, sie verfallen in 
denselben Praktizismus, wie viele Betriebsgruppen selbst, indem sie sich in über­
wiegendem Maße mit direkter Verwaltungsarbeit beschäftigen. Das ist die Haupt­
ursache dafür, daß unsere Betriebsgruppenarbeit in den Verwaltungen nicht den an 
sie gestellten Anforderungen entspricht. Die Parteileitung ist in vielen Fällen ein 
Anhängsel des Bürgermeisters oder des Landrats. Wir können noch nicht davon 
sprechen, daß die Partei eine Maßnahme, eine Aufgabe ausarbeitet und politisch be­
gründet und der Bürgermeister oder der Landrat sie dann mit der Verwaltung durch­
führt. Wir haben in den letzten Tagen die Kreisleitung und die Betriebsgruppe der 
Stadtverwaltung von Greiz sowie die Betriebsgruppe der Kreisverwaltung in Borna 
besucht. Der Leiter der Abteilung Staatliche Verwaltung bei der Kreisleitung in 
Greiz erklärte folgendes: Ich weiß nicht, wieviel Angestellte in der Stadtverwaltung 
beschäftigt sind, ebenso nicht, wieviel davon der SED angehören. In einer Versamm­
lung der Betriebsgruppe ist er noch nicht gewesen. Er gab zu, daß sich die Kreis­
leitung um die Betriebsgruppe in der Verwaltung bisher so gut wie gar nicht ge­
kümmert hat. Er ist der Meinung, daß es in Greiz einen tüchtigen Bürgermeister 
gibt, und damit hat sich die Frage der Verwaltung für diesen Abteilungsleiter er­
ledigt. Als Grund gibt er an, daß auf ihn so viele Dinge einstürmen, daß er dafür 
keine Zeit hat. Schon morgens um 7.30 Uhr kommen die Leute zu ihm, die Hilfe 
brauchen. Da kommt ein Bauer, der sein Ablieferungssoll nicht erfüllen kann, da 
kommen Leute in Wohnungsfragen usw. Alles Dinge, die von der Verwaltung er­
ledigt werden müßten. In der Stadtverwaltung gibt es eine zentrale Betriebsgruppe 
mit 132 Mitgliedern. Ein Arbeitsplan existiert nicht. Der Betriebsgruppensekretär ent­
wickelt keine Initiative. Der Bürgermeister, von dem die Kreisleitung sagt, er sei ein 
guter Bürgermeister, ist Mitglied des Sekretariats der Kreisleitung, aber in die 
Sitzungen der Betriebsgruppenleitung kommt er nicht. Er führt, wie man sagt, die 
Linie der Partei in der Verwaltung allein durch, ohne daß die gesamte Betriebs­
gruppe der Partei dabei mitwirkt.

über den Zustand und die Arbeit der Betriebsgruppe in der Kreisverwaltung 
Borna und die Anleitung und Hilfe durch die Kreisleitung der Partei haben wir 
folgendes festgestellt:

Der Abteilungsleiter für Staatliche Verwaltung wird viel zu oft von den Genossen 
in Verwaltungsangelegenheiten um Rat und Hilfe angegangen, obwohl in diesen 
Fällen die Verwaltung, zuständig ist. Die Menschen kommen zur Partei, weil die 
Verwaltung schlecht arbeitet. Die Verwaltung aber arbeitet schlecht, weil die Be­
triebsgruppen dort auch heute noch nicht die führende Kraft sind. Die Führung 
haben die Betriebsgruppen aber deshalb nicht übernehmen können, weil die An­
leitung und Hilfe der Kreisleitung gefehlt hat und noch fehlt, und gerade dazu hat 
die Kreisleitung keine Zeit, weil sie selbst Verwaltung machen muß.

Der Landrat, Genosse Seidler, der politisch und fachlich qualifiziert ist, versucht 
nun, das Fehlen einer Anleitung der Betriebsgruppe durch die Kreisleitung dadurch 
zu ersetzen, daß er selber neben seiner Verwaltungsarbeit die Anleitung der Be­
triebsgruppe, diö innerbetriebliche Schulung und die Organisierung des Parteilehr­
jahres übernommen hat. Der Genosse Landrat versucht, die Inaktivität der Betriebs­
gruppe durch eigene Anstrengungen wettzumachen, statt dafür zu sorgen, daß von 
den 120 Mitgliedern nicht nur ein knappes Dutzend aktiver Genossen an den Auf­
gaben der Betriebsgruppe teilnimmt, sondern die gesamte Gruppe aktiv wird.

Das, Genossen, sind die wichtigsten Aufgaben, die wir durchführen müssen, die 
unser Beitrag sind im Kampf um die Erhaltung des Friedens, der demokratischen 
Einheit Deutschlands und der erfolgreichen Durchführung des Fünfjahrplans.
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